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BUNDESSOZIALGERICHT 

 Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: 4 RA 10/96 

 

 

 
 
...................................................................................................................................., 
 
 

Kläger und Revisionsbeklagter, 
 
Prozeßbevollmächtigter:   ............................................................, 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 

Beklagte und Revisionsklägerin. 
 
 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche Verhandlung  

am 30. Juni 1997 durch den Vorsitzenden Richter   Dr.  M e y e r ,   die  

Richterin   T ü t t e n b e r g   und den Richter   Dr.  B e r c h t o l d   sowie 

die ehrenamtliche Richterin   F a r l o c k   und den ehrenamtlichen Richter 

J o h a n n s e n 

für Recht erkannt: 

 

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozialgerichts 

Berlin vom 5. Dezember 1995 wird zurückgewiesen. 

 

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen Kosten des Revi- 

sionsverfahrens zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Streitig ist ein Recht des Klägers auf Gewährung von Altersruhegeld (ARG). 

 

Der im August 1924 in Rumänien geborene Kläger ist anerkannter Verfolgter iS des § 1 

Bundesentschädigungsgesetz. 1964 wanderte er nach Israel aus und erwarb die israe-

lische Staatsangehörigkeit. Von Juni 1964 bis August 1989 wurden für ihn aufgrund einer 

in Israel ausgeübten abhängigen Beschäftigung durchgehend Pflichtbeiträge zur israe-

lischen Nationalversicherung entrichtet. Seit 1. September 1989 bezieht er eine Rente aus 

der israelischen Nationalversicherung. 

 

Die Beklagte ließ den Kläger antragsgemäß zur freiwilligen Versicherung in der Renten-

versicherung der Angestellten zu, worauf dieser für den Monat Januar 1986 einen freiwil-

ligen Beitrag (nach-)entrichtete. Mit bindend gewordenem Bescheid vom 27. Oktober 

1988 merkte sie für ihn nach § 36 Abs 1 Angestelltenversicherungsgesetz (AVG) eine 

Ausfallzeit wegen Schul- und Hochschulausbildung vom 1. September 1941 bis 

26. Februar 1950 vor.  

 

Nach Vollendung seines 65. Lebensjahres stellte der Kläger im August 1989 Antrag auf 

Gewährung eines ARG. Diesen Antrag lehnte die Beklagte mit der Begründung ab, die für 

ein ARG erforderliche Wartezeit sei nicht erfüllt; auf die Wartezeit anrechenbare Versiche-

rungszeiten seien nicht vorhanden. Der für Januar 1986 geleistete Beitrag sei vom israeli-

schen Versicherungsträger zur Abgeltung übernommen worden. Die Ausfallzeiten des 

Klägers könnten auch unter Berücksichtigung von Art 22 Nr 3 des Abkommens zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland und dem Staat Israel über Soziale Sicherheit vom 

17. Oktober 1973 <DISVA> (BGBl II 1975 S 246) idF des Änderungsabkommens vom 

7. Januar 1986 (BGBl II S 863) nicht angerechnet werden; die Zeit vom Eintritt in die Ver-

sicherung (hier: in die Angestelltenversicherung im Januar 1986) bis zum Kalendermonat, 

in dem der Versicherungsfall eingetreten ist, müsse mindestens zur Hälfte, jedoch nicht 

unter 60 Monaten, mit Beiträgen für eine rentenversicherungsrechtliche Beschäftigung 

belegt sein. Diese sog Halbbelegung nach § 36 Abs 3 AVG sei auch unter Berücksichti-

gung israelischer Pflichtbeiträge nicht erfüllt. Zwar habe das Bundessozialgericht (BSG) 

entschieden, daß für die Anrechnung von Ausfallzeiten iS von Art 22 Nr 3 DISVA israeli-

sche Pflichtbeiträge aus Beschäftigung oder Tätigkeit deutschen Pflichtbeiträgen auch im 

Blick auf den Eintritt in die Versicherung gleichstünden (Urteil vom 25. Februar 1992, 

SozR 3-6480 Art 22 Nr 1). Diesem Urteil sei jedoch nicht zu folgen (Bescheid vom 

2. September 1992; Widerspruchsbescheid vom 31. März 1993).  
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Das Sozialgericht (SG) Berlin hat - der Rechtsprechung des BSG im Urteil vom 

25. Februar 1992 folgend - die Beklagte unter Aufhebung ihres Bescheides vom 

2. September 1992 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 31. März 1993 ver-

urteilt, dem Kläger unter Berücksichtigung der im Bescheid vom 27. Oktober 1988 vorge-

merkten Ausfallzeiten ein ARG zu gewähren. Die für die Gewährung eines ARG nach 

§ 25 Abs 5 und 7 AVG erforderliche Wartezeit von 60 Kalendermonaten sei gemäß Art 20 

Abs 1 DISVA unter Berücksichtigung der gleichgestellten, zum israelischen Versiche-

rungsträger geleisteten Beiträge erfüllt (Urteil vom 9. September 1994). Das Landessozi-

algericht (LSG) Berlin hat die hiergegen eingelegte Berufung der Beklagten zurückgewie-

sen (Urteil vom 5. Dezember 1995). 

 

Die Beklagte hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt und eine Verletzung des 

Art 22 Nr 3 DISVA gerügt. Art 22 Nr 3 DISVA enthalte keine ergänzungsbedürftige Lücke, 

weil die Abkommensstaaten von der Gleichstellung des Eintritts in die israelische Versi-

cherung mit dem Eintritt in die deutsche Versicherung bewußt abgesehen hätten. Dies er-

gebe sich aus den von ihr vorgelegten Verhandlungsniederschriften aus den Jahren 1970 

bis 1973 und den unterschiedlichen Vertragsentwürfen. 

 

Die Beklagte beantragt, 

das Urteil des Landessozialgerichts Berlin vom 5. Dezember 1995 und das Urteil 

des Sozialgerichts Berlin vom 9. September 1994 aufzuheben und die Klage abzu-

weisen. 

 

Der Kläger beantragt, 

die Revision der Beklagten zurückzuweisen. 

 

Er hält das Urteil des LSG für zutreffend.  

 

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats ohne mündliche Verhand-

lung einverstanden erklärt. 

 

 

II 

 

Die Revision der Beklagten ist unbegründet. Das LSG hat ihre Berufung gegen das Urteil 

des SG Berlin zu Recht zurückgewiesen. Der Kläger hat ein Recht auf Gewährung von 

ARG unter Berücksichtigung seiner von der Beklagten mit bindend gewordenem Bescheid 

vom 27. Oktober 1988 vorgemerkten Ausfallzeit vom 1. September 1941 bis 26. Februar 

1950 im gesetzlich vorgesehenen Umfang.  
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Gemäß § 25 Abs 5 AVG erhält ARG derjenige Versicherte, der das 65. Lebensjahr voll-

endet hat und die Wartezeit von 60 Kalendermonaten zurückgelegt hat (zur Anwendbar-

keit der Vorschriften des AVG vgl § 300 Abs 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch). 

Die Voraussetzungen des § 25 Abs 5 und 7 AVG sind beim Kläger, der im August 1989 

sein 65. Lebensjahr vollendet hat, unter Berücksichtigung des Art 20 Abs 1 DISVA erfüllt: 

Danach werden für den Erwerb des Leistungsanspruchs nach den anzuwendenden 

Rechtsvorschriften (hier: § 25 AVG) auch die Versicherungszeiten berücksichtigt, die 

nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaates anrechnungsfähig sind und nicht auf 

dieselbe Zeit entfallen. Somit können die vom Kläger nach israelischem Recht von Juni 

1964 bis August 1989 durchgehend entrichteten Pflichtbeiträge aufgrund abhängiger 

Beschäftigung auf die für das ARG erforderliche Wartezeit angerechnet werden. Art 20 

Abs 2 Satz 1 DISVA idF des Änderungsabkommens vom 7. Januar 1986 (BGBl II S 863) 

steht der Geltendmachung des Anspruchs des Klägers auf Gewährung eines ARG aus 

der deutschen Rentenversicherung nicht entgegen. Das LSG hat zutreffend erkannt, daß 

insoweit und auch für die Berechnung des Werts der Rente vorliegend nicht nur der frei-

willige Beitrag für den Kalendermonat Januar 1986, sondern auch die bindend vorge-

merkten Ausfallzeiten anzurechnen, also iS von Art 20 Abs 2 Satz 1 DISVA weit mehr als 

12 Monate "für die Berechnung der Rente" zu berücksichtigen sind: 

 

Ausfallzeiten werden bei der Berechnung des Wertes des Rechts auf ARG (vgl §§ 31, 32, 

32a, 35 AVG) gemäß § 36 Abs 3 AVG nur angerechnet, wenn die Zeit vom Kalender-

monat des Eintritts in die Versicherung bis zum Kalendermonat, in dem der Versiche-

rungsfall eingetreten ist, mindestens zur Hälfte, jedoch nicht unter 60 Monaten mit Beiträ-

gen für eine rentenversicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit belegt ist (sog 

Halbbelegung); hierbei werden der Kalendermonat des Eintritts in die Versicherung und 

der Kalendermonat, in dem der Versicherungsfall eingetreten ist, nicht mitgezählt, jedoch 

die hierfür entrichteten Beiträge (§ 36 Abs 3 Satz 1 AVG). Entgegen der Ansicht der 

Beklagten erfüllt der Kläger diese Voraussetzung unter der nach Art 22 Nr 2 DISVA 

gebotenen Berücksichtigung seiner von Juni 1964 bis August 1989 nach israelischem 

Recht entrichteten Pflichtbeiträge. 

 

Gemäß Art 22 Nr 3 DISVA gilt für den deutschen Rentenversicherungsträger: Für die 

Anrechnung von Ausfallzeiten, die - wie hier - nicht pauschal gewährt werden, stehen den 

nach den deutschen Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden Pflichtbeiträgen die nach 

den israelischen Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden Pflichtbeiträge gleich, sofern 

ein deutscher Pflichtbeitrag anrechnungsfähig ist und die nach den israelischen Rechts-

vorschriften zu berücksichtigenden Pflichtbeiträge auf einer Beschäftigung oder Tätigkeit 

beruhen. Der Vertragstext stellt die israelischen Pflichtbeiträge den deutschen "für die 

Anrechnung von Ausfallzeiten" schlechthin, dh uneingeschränkt, gleich. Wie der Senat mit 

Urteil vom 25. Februar 1992 (SozR 3-6480 Art 22 Nr 1) entschieden hat, kann diesem 

Vertragstext nicht entnommen werden, daß dies für die Anrechnungsvoraussetzungen 
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des Eintritts in die Versicherung nicht gelten soll; vielmehr stehen für die Anerkennung 

von Ausfallzeiten iS von Art 22 Nr 3 DISVA israelische Pflichtbeiträge aus Beschäftigung 

oder Tätigkeit deutschen Pflichtbeiträgen auch hinsichtlich des Eintritts in die (deutsche) 

Versicherung gleich. 

 

Dem steht das Fehlen einer sog Eintrittsklausel im DISVA nicht entgegen. Zwar hat die 

Bundesrepublik Deutschland mit einer Reihe von Staaten Sozialversicherungsabkommen 

abgeschlossen, die "für die Anrechnung von Ausfallzeiten" ebenfalls eine Gleichstellung 

von Pflichtbeiträgen vorsehen (bzw vorsahen), und zusätzlich die ausdrückliche Klausel 

enthalten (enthielten), daß dem Eintritt in die deutsche Rentenversicherung der Eintritt in 

die Versicherung des anderen Abkommensstaates gleichgestellt wird (vgl BSG SozR 

3-6480 Art 22 Nr 1 S 8). Daraus, daß das DISVA keine solche "Eintrittsklausel" enthält, 

kann jedoch nicht - gewissermaßen im Umkehrschluß - gefolgert werden, es komme bei 

Anwendung von Art 22 Nr 3 DISVA ausschließlich auf den Eintritt in die deutsche Ver-

sicherung an. Einer derartigen "Folgerung" steht schon entgegen, daß die Bundesrepublik 

Deutschland diese Abkommen mit anderen Völkerrechtssubjekten abgeschlossen hat. Es 

ist nicht ersichtlich, wie und weshalb diese Verträge mit Drittstaaten Aufschluß darüber 

geben können, was die Bundesrepublik Deutschland und Israel untereinander vereinbart 

haben. Vielmehr ist das deutsch-israelische Abkommen - wie jeder zweiseitige Vertrag - 

aus sich selbst heraus auszulegen. Hierbei ist - wie bei der Auslegung aller völkerrecht-

lichen Verträge - in erster Linie vom Wortlaut des Vertragstextes auszugehen. Diesem 

kommt bei der Auslegung im allgemeinen größere Bedeutung zu als dem Wortlaut des 

Gesetzes bei der Auslegung innerstaatlichen Rechts. Damit sind die Grenzen der Aus-

legung eng gezogen. Das schließt allerdings die Heranziehung anderer Auslegungskrite-

rien neben dem Vertragstext nicht aus. Mit der gebotenen Zurückhaltung können vielmehr 

auch andere Auslegungsmethoden als eine reine Wortlautinterpretation angewendet wer-

den. So ist für die Auslegung neben dem Wortlaut des Abkommens auch der Wille der 

Vertragsparteien zu berücksichtigen, wie er sich aus Entstehung, Inhalt und Zweck des 

Vertrages und der auszulegenden Einzelbestimmung ergibt (vgl schon BSG SozR 6480 

Art 22 Nr 1 S 3 mwN). 

 

Die Beklagte vertritt insoweit unter Bezugnahme auf Polster (DRV 1992, S 592) die 

Ansicht, der Senat habe in seinem Urteil vom 25. Februar 1992 verschiedene, nicht ver-

öffentlichte (Verhandlungs-)Niederschriften aus den Jahren 1970 bis 1973 nicht zur 

Kenntnis genommen und sei deshalb zu einem unzutreffenden Auslegungsergebnis 

gelangt. Die Abkommensstaaten hätten bei der Fassung der Gleichstellungsvorschrift des 

Art 22 Nr 3 DISVA ganz "bewußt" auf eine derartige Gleichstellung des Eintritts in die 

israelische Versicherung mit dem Eintritt in die deutsche Versicherung verzichtet. Wäh-

rend der Entwurf eines DISVA nach dem Stand vom 1. Januar 1971 noch folgenden 

Wortlaut gehabt habe: "Für die Anrechnung von Ausfallzeiten, die nicht pauschal gewährt 

werden, ... stehen dem Eintritt in die deutsche Versicherung und den deutschen Pflicht-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 6 - 
 

 
- 7 - 

beiträgen die entsprechenden Tatsachen nach den israelischen Rechtsvorschriften gleich, 

soweit dies für den Berechtigten günstiger ist", sei im schließlich paraphierten Entwurf 

formuliert worden: "Für die Anrechnung von Ausfallzeiten, die nicht pauschal gewährt 

werden, ... stehen den nach den deutschen Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden 

Pflichtbeiträgen die nach den israelischen Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden 

Pflichtbeiträge gleich". Es fehlten somit gegenüber dem Entwurf - Stand: 1. Januar 1971 - 

"die Gleichstellung des Eintritts in die Versicherung" sowie der Vorbehalt "soweit dies für 

den Berechtigten günstiger ist". Dies sei geschehen, weil die Abkommensstaaten ange-

nommen hätten, der Verzicht auf die Gleichstellung wirke sich in der überwiegenden 

Anzahl der Fälle zugunsten der Betroffenen aus. 

 

Auch im Hinblick auf dieses Vorbringen der Beklagten hält der Senat an seiner Entschei-

dung vom 25. Februar 1992 im Ergebnis und in der Begründung fest. Dabei kann dahin-

gestellt bleiben, ob die von der Beklagten vorgelegten Unterlagen tatsächlich den Schluß 

zulassen, auf deutscher Seite habe auf eine Gleichstellung israelischer Pflichtbeiträge hin-

sichtlich des Eintritts in die deutsche Versicherung "bewußt" verzichtet werden sollen. 

Offizielle Verhandlungsniederschriften, die insoweit möglicherweise Aufschluß geben 

könnten, existieren nicht. Die aufgezeigte Textgeschichte läßt ebenso den vom Senat für 

zutreffend erachteten Schluß zu, daß es sich bei der letztlich ratifizierten Fassung des 

Art 22 Nr 3 DISVA gerade um einen Kompromiß gehandelt hat, und zwar dergestalt, daß 

zwar eine umfassende Gleichstellung israelischer Pflichtbeiträge mit deutschen Pflicht-

beiträgen stattfindet, dies aber nicht nur dann, wenn die Gleichstellung für den Berechtig-

ten günstiger ist; sie greift auch dann ein, wenn sich die umfassende Gleichstellung zum 

Nachteil von Versicherten auswirken kann, nämlich dann, wenn die Versicherten die 

Halbbelegung bei einem Abstellen auf den Eintritt in die deutsche Versicherung erfüllen 

würden, nicht aber bei einem früheren Eintritt in die israelische Versicherung. 

 

Anhaltspunkte dafür, den Wortlaut des Art 22 Nr 3 DISVA einschränkend auszulegen und 

eine Gleichstellung israelischer Pflichtbeiträge für den Eintritt in die deutsche Versiche-

rung auszuschließen, können den offiziellen Gesetzgebungsmaterialien zum DISVA nicht 

entnommen werden. Wie der Senat bereits ausgeführt hat, läßt sich aus der Begründung 

des Entwurfs des Zustimmungsgesetzes zum DISVA (BT-Drucks 7/2783), dem Protokoll 

über die 63. Sitzung des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung des Deutschen Bun-

destages (7. Wahlperiode, 15. Januar 1975, S 45), dem Bericht und Antrag dieses Aus-

schusses (BT-Drucks 7/3101, S 3) und auch aus der Denkschrift zum Änderungsabkom-

men vom 7. Januar 1986 (BR-Drucks 166/86, S 7) nichts dafür herleiten, für die Bestim-

mung des Halbbelegungszeitraumes sei allein auf den Eintritt in die deutsche Rentenver-

sicherung abzustellen. Hingegen zeigt gerade die Entstehungsgeschichte des Ände-

rungsabkommens, daß die von der Beklagten angenommene Einschränkung der Gleich-

stellung von Pflichtbeiträgen nicht vereinbart worden ist: Der 1. Senat des BSG (SozR 

6480 Art 22 Nr 1) hat bereits am 24. Juni 1980 im Blick auf die Anrechnung einer Ausfall-
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zeit beim ARG zu dem insoweit durch das Änderungsabkommen unverändert gebliebe-

nen Art 22 Nr 3 DISVA entschieden, daß Ausfallzeiten iS von Art 22 Nr 3 DISVA (aF) 

sogar dann "anzurechnen" sind, wenn kein deutscher Pflichtbeitrag entrichtet wurde. Aus 

Anlaß dieser Rechtsprechung haben die Vertragspartner im Änderungsabkommen die 

Gleichstellung israelischer und deutscher Pflichtbeiträge unter Bezugnahme auf das BSG 

nur insoweit eingeschränkt, als ein deutscher Pflichtbeitrag anrechnungsfähig sein muß 

(abgesehen von freiwilligen Beiträgen Verfolgter) und die israelischen Pflichtbeiträge auf 

einer Beschäftigung oder Tätigkeit beruhen müssen. Hätten die Vertragspartner die 

Rechtsansicht der Beklagten geteilt, wäre eine ausdrückliche Regelung des Eintritts in die 

Versicherung unumgänglich gewesen (vgl BSG SozR 3-6480 Art 22 Nr 1 S 9). 

 

Nach allem hat die Beklagte keine neuen Gesichtspunkte vorgetragen, die den Senat ver-

anlassen könnten, von seiner bisherigen Rechtsprechung abzurücken. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 Abs 1 Sozialgerichtsgesetz. 
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